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Powerplay
der Agrarlobby

Die Wirtschaftskommission des Natio-
nalrates hat die Gesamtschau des Bun-
desrates zur Agrarpolitik mithilfe der
Vertreter von SVP und CVP an den
Bundesrat zurückgewiesen und damit
den Plänen für vermehrte Freihandels-
abkommen eine Absage erteilt ( NZZ
29. 3. 18). Haben diese beiden Parteien in
letzter Zeit nicht versucht, sich u. a. auch
als Wirtschaftsparteien zu profilieren?
Offensichtlich hört das Engagement
aber bei der Landwirtschaft auf; die Be-
lange der übrigen Wirtschaft interessie-
ren nicht und werden schlicht ignoriert.

Es darf doch nicht sein, dass die Inter-
essen der Exportwirtschaft, von der
schliesslich unser Wohlstand abhängt,
den Wünschen der Landwirtschaft, die
weniger als 2 Prozent zur Wirtschaftsleis-
tung der Schweiz beiträgt, geopfert wer-
den! Dies umso mehr, als diese Land-
wirtschaftspolitik andern Branchen mas-
siv schadet, wie z. B. der Hotellerie, die
mit den hohen Lebensmittelkosten zu
kämpfen hat, oder dem Detailhandel,
dem durch den Einkaufstourismus Um-
sätze in Milliardenhöhe entgehen. Man
dürfte von der Agrarlobby eigentlich ein
Minimum an Entgegenkommen und
Verständnis für andere Wirtschafts-
zweige verlangen.

Gewiss, neue Freihandelsverträge
werden den Bauern etwas abverlangen,
aber man dürfte erwarten, dass diese den
Willen zur Kooperation zeigen, und
ihnen auch zumuten, dass sie sich endlich
dem Wettbewerb stellen, dem andere
Branchen seit eh und je ausgesetzt sind.

Es ist zu hoffen, dass in kommenden
Wahlen dem Stimmbürger vermehrt be-
wusst wird, welche Parteien das Prädikat
«Wirtschaftspartei» verdienen, welche
Parteien Wohlstand schaffen und welche
vor allem an der Verteilung des Wohl-
stands interessiert sind.

Jürg Hemmi, Zürich

Turmbau als Viagra
der Architekten

Die Kontroverse zwischen Stadionbefür-
wortern und -gegnern (NZZ 28. 3. 18)
beschränkt sich im Wesentlichen auf die
Frage: Sport oder nicht Sport bezie-
hungsweise Fussball mit mehr oder weni-
ger Luxus. Dabei müsste man die
Aspekte der Belastung des Steuerzahlers
für Ordnung und Sicherheit bei Fussball-
anlässen sowie Allgemeinkosten im Zu-
sammenhang mit den geplanten Hoch-
häusern (Infrastruktur, Sicherheit und
Mehrverkehr) ebenfalls in die Diskus-
sion einbringen. Wie lange noch werden
die Einwohner die Krawalle und Aus-
schreitungen der Fussballfans erdulden
und deren Folgen mitfinanzieren müs-
sen? Solange dieses Problem nicht vom
Tisch ist, sollte man keine Stadien bauen,
auch wenn dies verständlicherweise den
Sportvereinen nicht gefällt. Dass Wohn-
türme die Querfinanzierung sichern sol-

len, ist eine Zumutung. Erstens werden
dort sicher keine Wohnungen im mittle-
ren Preissegment angeboten. Zweitens
sollte allen Bewohnern von Zürich klar
sein, dass die geplanten Silos die Turm-
spitze der Kirche Höngg um 41 Meter
überragen werden! Turmbau scheint
das Viagra einiger Architekten zu sein.
Es bleibt zu hoffen, dass auch dieses
Mal das Projekt in dieser Form nicht
zustande kommt, egal, welche Argu-
mente und Winkelzüge dabei zum Ziel
führen können, auch wenn das aus Sicht
der (echten) Fussballfans schmerzhaft
sein wird.

Martin Schlup, Zürich

Das neue Fussballstadion ist gar nicht
nötig. Seit zehn Jahren kommt der Zür-
cher Fussballbetrieb ohne Stadion Hard-
turm aus. Das für die Europameister-
schaften erbaute Stadion Letzigrund ge-
nügt völlig.Warum also nicht eine «Woh-
nungslandschaft Hardturm» ohne
Stadion? Dann wäre genug Platz sowohl
für gemeinnützige Wohnungen vorhan-
den wie auch für solche «im mittleren
Preisbereich». Zudem liessen sich die ge-
planten Wohntürme redimensionieren,
so dass den Bewohnern von Höngg die
freie Sicht auf den Üetliberg erhalten
bliebe.

Helmut Meyer, Zürich

Mehr Wettbewerb
im Spital ist möglich

Die von Willy Oggier vorgeschlagenen
Massnahmen zur Minderung von Markt-
verzerrungen und marktbeherrschenden
Positionen (NZZ 28. 3. 18) können flan-
kierend eingesetzt werden. In Aus-
nahmefällen prüft die Wettbewerbskom-
mission, wie im Falle des Zusammen-
schlusses von Spitälern in Basel. Im
Kern des KVG für die Finanzierung der
stationären Gesundheitsleistungen, die
der obligatorischen sozialen Kranken-
pflegeversicherung unterliegen, steht je-
doch ein vernünftiges System der Preis-
bildung und der Preisverhandlungen.
Mit dem Tarifsystem der Fallpauschalen
SwissDRG, den heutigen Anwendungs-
modalitäten und den gesetzlichen Rah-
menbedingungen steht dieses direkte
Preissystem zur Verfügung, mit dem ver-
gleichsweise günstige bzw. teure Spitäler
identifiziert werden können. Das System
könnte ein Garant für vernünftige und
faire Marktpreise werden. Es bietet den
Anbietern, d. h. Spitälern und Kliniken,
diverse Vorteile in der individuellen
Preisverhandlung, ohne dass detaillierte
Einkaufspreise oder spezifische Kosten-
daten offengelegt werden müssen. Es
bietet den Kostenträgern die Möglich-
keiten des Benchmarks von Preisen,
immer mit dem Wissen und im Kontext
der regionalen Leistungs- bzw. Versor-
gungsaufträge.

Jedoch Vorsicht: Der alleinige Blick
auf den Endpreis, den sogenannten
Basisfallpreis, reicht nicht: Spitäler mit
absolut gesehen niedrigeren Endpreisen
sind nicht automatisch die günstigeren
oder effizienteren. Leider wird das Sys-
tem durch das Missachten der Zusam-
menhänge von Tarifstruktur, Basisfall-
preis und Versorgungsauftrag ad absur-
dum geführt, wenn erstens zum Zeit-
punkt der Tarifverhandlungen keine
Transparenz bezüglich der Finanzie-
rungsströme vorhanden ist oder gar
zweitens, wie von der Preisüberwachung
postuliert, der Patient auf Basis eines
verhandelten Endpreises ein geeignetes,
weil günstiges Spital auszuwählen hätte.
Unter der falschen Annahme, dass teuer

besser bedeutet, könnte der Patient ge-
neigt sein, gerade ein teures Spital aufzu-
suchen. Unterm Strich mangelt es an
Preisdruck, bzw. dieser trifft unverschul-
det die falschen Spitäler.

Simon Hölzer, Geschäftsführer
SwissDRG, Bern

Vorsorgegeschäft

Der Forderung von Hansueli Kaufmann
(Leserbrief vom 3. 4. 18, «Versicherer
scheuen Vorsorgegeschäft») bezüglich
Erweiterung der Angebotspalette bei
der Auffangeinrichtung kann man nur
zustimmen.

Da die Auffangeinrichtung bezüglich
Leistungen nur im Obligatorium aktiv
sein darf, fällt bei ihr die Umverteilung
von Aktiven zu Neurentnern nicht nur
besonders heftig, sondern teilweise auch
in einer ausgesprochen ärgerlichen Art
und Weise aus. Die Umverteilung wird
nicht nur via Anlageerfolge sondern zu-
sätzlich mittels überhöhter Risiko-
prämien zulasten der aktiv Versicherten
finanziert. Auch die Auffangeinrichtung
sollte den Rentenumwandlungssatz mit-
tels Anpassungen am überobligatori-
schen Teil korrigieren können.

Die Auffangeinrichtung muss ohne
Einschränkungen wie eine Lebensver-
sicherung auf dem Markt aktiv sein kön-
nen. Da die Verlustdeckung bei ihr nicht
über das Stiftungskapital hinausgeht,
kann sie auch nicht wettbewerbsverzer-
rend agieren. Allerdings muss sie für
Eigentümer keinen Gewinn generieren.
Die Mindestquotenrechnung würde für
sie somit entfallen. Die Politik sollte
rasch reagieren und den gegenwärtigen
Zustand beenden. Artikel 60 BVG lässt
eine Umsetzung diesbezüglich wohl
heute schon zu.
Martin Vetterli, Zürich (nicht identisch mit
demstv.Chefredaktordes«Beobachters»)

Fiskalrisiken

Der Artikel «Die Milliardenrisiken des
Bundes» (NZZ 31. 3. 18) zeigt primär
auf, dass der Bund seine Risiken korrekt
offenlegt und – hoffentlich – auch ma-
nagt. Ungleich grösser sind jedoch die
Fiskalrisiken der Kantone, insbesondere
aufgrund der Staatsgarantie der Kanto-
nalbanken. Diese übersteigen bei schmä-
lerer finanzieller Basis der Kantone die
Risiken des Bundes um ein Vielfaches.

Andreas Bergmann, Seuzach

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei der Auswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse des Absenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach
8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch

TRIBÜNE

Rhetorik
der Rosinenpickerei
Gastkommentar
von ROLFWEDER

Die Schweiz könne sich nicht nur das herausnehmen, was ihr passe,
sagte der französische Präsident am WEF in Davos. Der Regie-
rungschef Portugals meinte unlängst: «In der Beziehung der
Schweiz zur EU verhält es sich wie in einer Ehe. (. . .) Wenn die eine
Seite nur die Rosinen herauspickt, funktioniert die Beziehung nicht
mehr.» Und auch eine Sprecherin der EU-Kommission reagierte
auf die jüngsten EU-politischen Vorschläge des Bundesrates post-
wendend mit der Aussage, dass es keine Rosinenpickerei geben
dürfe. Eine mögliche Reaktion auf solche Vorwürfe ist jeweils der
Hinweis, dass die andere Seite sich kaum anders verhält. Warum
aber die stetige Rhetorik zur Rosinenpickerei? Die Antwort ist re-
lativ klar: weil, bildlich gesprochen, die EU mit dem Binnenmarkt
de facto einen Zaun um ihren Garten errichtet hat, was insbeson-
dere die direkt angrenzenden Nachbarländer stark trifft.

Der Binnenmarkt führt zu einer Diskriminierung der Expor-
teure aus Drittländern, ohne dass gegen sie eine neue Handels-
beschränkung eingeführt wurde. Firmen mit Standort Schweiz wer-
den durch die EU-interne Liberalisierung zum Beispiel gegenüber
deutschen Firmen benachteiligt, wenn es darum geht, in Länder wie
Frankreich, Italien oder Spanien zu exportieren. Die deutschen Fir-
men geniessen Vorteile, die den Schweizer Konkurrenten verwehrt
werden. In der Handelstheorie spricht man von «trade diversion»
(Handelsumlenkung).

Dieser Effekt führt zu einer Erhöhung des EU-internen Han-
dels zulasten des Handels mit Drittländern. Mit der Schaffung des
multilateralen Handelssystems (Gatt) in den 1940er Jahren wollte
man genau diese Handelsverzerrungen vermeiden. Das Gatt bzw.
die heutige WTO hat aber solche regionalen Wirtschaftsräume
später zähneknirschend akzeptiert – wohlwissend, dass sie dem
grundlegenden Prinzip der Meistbegünstigung fundamental zu-
widerlaufen.

Europäische Drittländer wie die Schweiz und wohl bald auch
England versuchen deshalb laufend, mit den von der EU heraus-
gepickten neuen Freihandelspartnern ebenfalls solche Abkommen
zu schliessen. Dass sie dabei als Nicht-EU-Mitglieder kein Interesse
an der politischen Integration (gemeinsame Agrarpolitik, Wäh-
rungsunion, Fiskalunion, Unionsbürgerschaft usw.) haben, macht
sie noch keineswegs zu Rosinenpickern. Die Sichtweise der EU-
Vertreter, dass diese Drittländer möglichst viele Vorteile einer Mit-
gliedschaft in Anspruch nehmen möchten, ohne Mitglieder der Ge-
meinschaft zu werden, greift zu kurz. Vielmehr versuchen diese
Nachbarländer, die negativen externen Effekte der EU im Handel
mit ihr zu minimieren.Vertreter der EU werden nun darauf hinwei-
sen, dass es eine einfache Strategie gebe, diesem Problem und auch
dem Vorwurf der Rosinenpickerei zu begegnen: nämlich EU-Mit-
glied zu werden. Was aber, wenn man dies nicht will, weil man die
Verknüpfung der vollständigen Öffnung von Güter- und Faktor-
märkten nicht als sinnvoll erachtet? Was, wenn man die politische
Integration und damit die Übertragung von zahlreichen Kompeten-
zen an eine supranationale Institution mit dem nationalen Selbst-
verständnis als unvereinbar betrachtet?

Dann muss man bei Unnachgiebigkeit der EU klar erkennen,
dass man eigentlich nur an einem Freihandelsabkommen zur Be-
grenzung des Schadens interessiert ist. Und man engagiert sich in
diesem Fall als Mitglied der WTO zu 100 Prozent für den Multi-
lateralismus, um die Verzerrungen regionaler Wirtschaftsräume
möglichst zu vermindern. Und man denkt dann vielleicht wirklich
einmal intensiv über eine Alternative zur EU in Europa nach – auf
Basis des gegenseitigen Handels von Gütern und Dienstleistun-
gen, der gegenseitigen Anerkennung von Produkt- und Produk-
tionsvorschriften und einer begrenzten politischen Integration. Zu-
mindest England und die Schweiz müssten daran eigentlich ein In-
teresse haben.

Rolf Weder ist Professor für Aussenwirtschaft und europäische Integration
an der Universität Basel.

Die EU hat mit dem Binnenmarkt
de facto einen Zaun um ihren Garten
errichtet, was insbesondere die direkt
angrenzenden Nachbarländer stark trifft.
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Korrigendum
zz · In dem am 7. 4. 18 im Finanzteil er-
schienenen Text über den Taucher der
Aktien von Daimler hat sich ein be-
dauerlicher Fehler eingeschlichen. Ein
wichtiger Grund für das Minus der Titel
war, dass diese nach der Generalver-
sammlung ex Dividende gehandelt wur-
den. Die anderen im Artikel genannten
Gründe sind zwar auch zutreffend, waren
an dem Tag aber zweitrangig.


